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SITZUNGSVORLAGE Nr.|]16-V-61-0026

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) v

Bebauungsplan ,,Rennbahnstra3e Bereich: Friihere Autobahnpolizeistation“ im Ortsbezirk
Erbenheim - Satzungsbeschluss -

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdstc\:/r?lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
<] wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

Sigrid Méricke
Stadtratin

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

In Wiesbaden-Erbenheim soll die ehemalige Autobahnpolizeistation an der Rennbahnstral3e fiir
gewerbliche Zwecke umgenutzt werden. Die bisherige Nutzung war wegen ihrer besonderen
Zweckbestimmung gemal § 35 Abs. 1 BauGB im Aul3enbereich privilegiert zul&ssig. Da durch
die Nutzungsanderung in Gewerbe die Privilegierung nicht mehr gegeben ist, ist die Aufstellung

des Bebauungsplans ,,Rennbahnstral3e Bereich: Friihere Autobahnpolizeistation* erforderlich.

Anlagen:

1

NOoO ok~ wWN

Ubersicht Giber den Planbereich ,,Rennbahnstrale Bereich: Friihere Autobahnpolizeistation® im
Ortsbezirk Erbenheim

Stadtebaulicher Vorvertrag zur Ubernahme von Kosten und Aufwendungen

Bebauungsplan

Textliche Festsetzungen des Bebauungsplans

Begriindung des Bebauungsplans

Niederschrift der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

Zusammenstellung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden
und sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange mit Beschlussvorschléagen

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfugbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend werden die Anlagen Nr. 3 und Nr. 7 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1

Es wird zur Kenntnis genommen, dass

die frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde (Anlage 6 zur Vorlage),

die frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
8 4 Abs. 1 BauGB durchgefuhrt wurde,

zeitgleich zur offentlichen Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager oOffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt wurde.

Den in der Anlage 7 zur Vorlage formulierten Beschlussvorschlagen wird zugestimmit.

Der stadtebauliche Vorvertrag zur Ubernahme von Kosten und Aufwendungen zum Vorhaben
(Anlage 2 zur Vorlage) wird zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplan ,Rennbahnstrafl3e Bereich: Frilhere Autobahnpolizeistation“ (Anlage 3 und
4 zur Vorlage) wird nach § 10 Abs.1 BauGB als Satzung beschlossen.

Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Mal3nahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.
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D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Schaffung des Planungsrechts.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten in Héhe

von 9.050,40 € werden vom Vorhabentrager ibernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher
Vorvertrag abgeschlossen.

Wertschopfung:

Der Bebauungsplan dient der Sicherung des Standorts eines Wiesbadener Gewerbebetriebes.
Zeitplanung:

Es ist geplant im 4. Quartal 2016 den Bebauungsplan in Kraft zu setzen.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit ca. 285 000 Einwohnern (31.12.2015) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschattlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, u. a. fur die
Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevoélkerungsprognose des Amtes fir
Strategische Steuerung, Stadtforschung und Statistik schatzt einen kontinuierlichen Anstieg der
Bevdlkerungszahl um 1,6 % - etwa 4500 Personen - bis zum Jahr 2030.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Das Amt fiir Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tUber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert ber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Mit Schreiben vom 22.10.2014 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB frihzeitig an der beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt.
Es wurden Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanvorentwurf ,Rennbahnstralle Bereich: Frithere
Autobahnpolizeistation* vorgebracht.

Am 15.09.2015 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Birgerversammiung
Uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Uber Planalternativen und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung friihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur
AuRerung und Erérterung. Die Niederschrift der Burgerversammlung ist der Sitzungsvorlage
beigefugt (Anlage 6). In dieser Birgerversammlung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die
sich auf den Inhalt der beabsichtigten Planung des Bebauungsplans auswirken.
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Im Zeitraum vom 10.05.2016 bis 10.06.2016 wurde der Entwurf des Bebauungsplans nach
§ 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegt. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine
Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanentwurf ,,Rennbahnstral3e Bereich: Friihere
Autobahnpolizeistation* abgegeben.

Mit Schreiben vom 10.05.2016 wurden die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt. Es wurden
Stellungnahmen zu dem Bebauungsplan ,Rennbahnstral3e Bereich: Frihere Autobahnpolizei-
station“ vorgebracht.

Einzelheiten der Stellungnahmen sind der Anlage 7 zu entnehmen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Es wird empfohlen, entsprechend den in der Anlage 7 formulierten und begriindeten
Beschlussvorschlagen zu beschlieRen. Eine Ubersicht aller beteiligten Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange sowie Kopien aller nach 88 3 und 4 BauGB vorgebrachten
Stellungnahmen werden zu den Sitzungen bereitgehalten.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Durch den stadtebaulichen Vorvertrag zur Ubernahme von Kosten und Aufwendungen durch den
Vorhabentrager erreicht die Landeshauptstadt Wiesbaden eine vollstdndige Kostendeckung der
internen Kosten des Stadtplanungsamtes.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Der Satzungsbeschluss ist der abschlie3ende Beschluss tiber den Bebauungsplan.

V. Gepriifte Alternativen

Es gibt keine Alternativen zu der vorliegenden Planung.

Wiesbaden, September 2016
610330 schn/6577

Sigrid Moricke
Stadtratin

Dez. IV 61 6101 610330 Entwurf

Referent(en) Metz Korinek Becker Schneider/6577




	Umweltamt: Umweltprüfung

